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Für die SPD hat der Wahlkampf des Superwahljahres 1994 begonnen: 
Polemik gegen die Regierungsparteien in Bonn ist an die Stelle der 
sachlichen Auseinandersetzung um Inhalte getreten. Zentraler Vorwurf 

an die CDU, mit dem Scharping seine zerstrittene SPD einen will, ist das 
Schlagwort vom angeblichen „Sozialabbau". Der krampfhafte Versuch, die 
SPD als Partei der „Sozialen Gerechtigkeit" darzustellen, führt sogar dazu, 
daß Binsenweisheiten als politische Kampfparolen diffamiert werden. 
In den Kanzlerworten: „Wir haben über unsere Verhältnisse gelebt" oder: 
„Wir müssen umdenken" sieht Scharping „Stichworte, die durch die öffent- 
liche Debatte geistern". Lafontaine muß sich sogar für seine Feststellung 
entschuldigen, daß die Löhne sich vor allem an der Produktivitätsentwicklufle 
orientieren müssen: Auch dies ist jedoch eine Binsenweisheit, die in jedem 
Lehrbuch der Ökonomie nachzulesen ist. 

Als christliche Demokraten sagen wir: Wer mit falschen Behauptungen, 
einseitigen Darstellungen und düsteren Zukunftsszenarien die Ängste der 
Menschen um die soziale Sicherheit und den Arbeitsplatz schürt, steht nie«1 

mehr auf dem Boden sachlicher Argumentation und solider Meinungsbildung 
auf die mündige Bürger einen Anspruch haben. 

In den jüngsten Publikationen der SPD findet sich kein Wort davon, daß W 
die schwierige wirtschaftliche Situation gerade in den neuen Ländern doen 
wohl nicht die CDU-geführte Bundesregierung, sondern die 40jährige 
Diktatur der Sozialisten verantwortlich ist. Es findet sich auch kein Wort 
davon, daß es die CDU war, unter deren Führung die staatliche Einheit 
Deutschlands hergestellt wurde und wir nun angetreten sind, um die innere 
Einheit unseres Vaterlandes zu vollenden. Es findet sich auch kein Wort 
davon, daß nach neuesten Umfragen der weit überwiegende Teil des 
deutschen Volkes uneingeschränkt zur deutschen Einheit steht. In den neu 
Ländern ist die Mehrheit sogar der Ansicht, daß unter den besonderen fl. 
Umständen die Einheit nur so und nicht anders hat vollzogen werden könn 
Der Aufbau in den neuen Ländern, die Umstrukturierung der Wirtschaft a« 
im Westen und die Überwindung der weltweiten konjunkturellen Schwäcn 
erfordert von allen Gruppen der Gesellschaft die Bereitschaft, eingefahren 
Gleise zu verlassen und auch in der Sozialpolitik neue Wege zu beschreite • 

Nicht so die SPD. Sie verweigert sich der konstruktiven Mitarbeit. Sie ist n* 
wie vor programmatisch unklar und personell zerstritten. Die SPD weiß a 
die Fragen unserer Zeit keine Antwort. 

Doch ein Kapitän auf der Brücke eines Schiffes in schwerer See sollte sei 
Blick lieber nach vorne richten, anstatt den einen oder anderen Wirbel in» 
Kielwasser seines Dampfers zu kommentieren. 
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^ach jüngsten Umfragen im November wird deutlich, daß nur jeder 10. 
eutsche der SPD zutraut, daß sie mit den Problemen in Deutschland fertig 
lrd- Somit ist sie keine Alternative zur Politik der CDU für ein wiederverei- 
gtes Deutschland. (Forsa-Umfrage vom 12. November 1993) 

/harping sollte ausnahmsweise auf den niedersächsischen Ministerpräsi- 
nipKte? Gerd Schröder hören, der zu Recht feststellte: „Ich kann doch Kohl 
^nt kritisieren, wenn er daraufhinweist, daß er keinen Dukatenesel im 

arten des Kanzleramtes hat." (Focus, 2. August 1993). 

jjmfang des Sozialstaates 
bie SPD behauptet: 
LJe p°litik der sozialen Kälte gefährdet die soziale Gerechtigkeit und den 
Fialen Frieden." 

~ie SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
" Der Umfang des Sozialbudgets betrug 1992 mehr als eine Billion DM und 
Drit* imit fast d°PPe,t so hoch wie 1982- Mit einem Anteil von etwa einem 
Jen, ,   am Bruttosozialprodukt ist die sog. „Sozialleistungsquote" höher als 
Und   zuvor- Dabei flössen keineswegs die meisten Mittel in die neuen 

nOer: Im Westen wurden hiervon etwa 830 Mrd. DM aufgewendet. 

"Die durchschnittlichen Sozialausgaben pro Bürger im Jahr 1992 betrugen 
t>iu! neuen Bundesländern 11.042 DM, in den alten Bundesländern 12.773 

V1- 1982 waren das nur 8.552 DM, d. h. 4.221 DM weniger. 

%ipGerade in den SPD-regierten Ländern ist der Anteil der Sozialhilfeemp- 
$e|Cer am größten. Offensichtlich versagen die Sozialdemokraten dort, wo sie 

w    st politische Verantwortung tragen. 

^el   u Lerjensv^rhältnisse in West und Ost gleichen sich schrittweise an. 
v0r J.Haushalte in den neuen Ländern können sich heute Dinge leisten, die 
Hau 

l?r Jahren noch unerreichbar waren. Auch in den meisten ostdeutschen 
^ljS      en lst mzwiscnen em Farbfernsehgerät und ein Pkw westlicher 
Piite

art Zur Selbstverständlichkeit geworden. Videorecorder oder Heimcom- 
%J»stenen dort mittlerweile in fast ebenso vielen Haushalten wie in den 
^ Undern. 

^QjJ Deutschland ist weltweit führend in der Sozialpolitik. In unserem Land 
wird heute mehr für die soziale Sicherung getan als je zuvor. 



zu Punkt l:      Das soziale Netz 
Ausgaben zur sozialen Sicherung der Bundesbürger 1992, gesamtdeutsch 

insgesamt: 1.001 Milliarden DM* 

© 
öffentl.: 

Gesundheits 
dienst? 

Jugendhilfe       Wk\\ 

Krankenversicherung 

Arbeitgeberleistungen ~-f~ Vermögens- 
^_ |     bildung 

Entschädigungen -Ä- 

t-Ausbildungs-J 
förderung 

Arbeitsförderung 

Quelle: BMA, 

*in der Abgrenzung des Sozialbudgets 

"Pensionen, Familienzuschläge, Beihilfen 93 07 08 MEE 

Zu Punkt 4:   Lebensstandard deutscher Haushalte 
Von je 100 Arbeitnehmerhaushalten mit mittlerem Einkommen 

besaßen Ende 1992 

Telefon -^ 
$•& W 
-fjarbfernseher- 

'*ß- Pkw- 
|i. Wasch- 

vollautomat 
|Stereoanlage- 

Videorecorder 
Geschirrspül-   «r 

:•:; maschine 
— Mikrowelle — 

Wäschetrockner j 2 

-Heimcomputer 

- CD-Player - B 
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Arbeitsmarkt 
Öie SPD behauptet: 
•'   jr Bundesarbeitsminister läßt sehenden Auges die Arbeitslosen im Osten 

11 Mich." 

^ie SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
" In den neuen Ländern fallen zwar nach wie vor zahlreiche Arbeitsplätze 

unrentablen Betrieben weg, hierfür entstehen jedoch ebenso viele neue, 
Kunftssichere Arbeitsplätze. Der Umbau der Wirtschaft kommt zügig voran, 

^ Talfahrt ist offensichtlich beendet. 

jj Aufgrund der Gemeinschaftsinitiative des Bundes und der Länder 
23 n<?ten ^e Arbeitsämter in den neuen Bundesländern seit dem 
t|  ?

ePtember 10.000 zusätzliche außerbetriebliche Ausbildungsplätze 
gier

Ieten- Damit ist der Ausbildungsjahrgang '93 untergebracht, die Bundesre- 
rung hat ihr Versprechen gehalten. 

JJ 1 "2 wurden im Jahresdurchschnitt 388.000 Arbeitsbeschaffungsmaß- 
„1.   "Hen im Osten finanziert   Da»; waren rlr»i7phnnml cnvinl mia 1QO in Aa Mt 

men im Osten finanziert. Das waren dreizehnmal soviel wie 1982 in der 
en Bundesrepublik. 

P^_   Gegenüberstellung der ABM 1982 zu 1992 

^_ 

1982 
alte 
Bundesländer 

1992 
alte 
Bundesländer 

1992 
neue 
Bundesländer 

^rbeitslose 
^-Beschäftigte 
\ ahresdurchschnitt) 
^sgaben 

^Ll5??_Arbeitslose 

1880000 

29189 
869 Mio. DM 
15 ABMs 

1800000 

78128 
2,5 Mrd. DM 
43 ABMs 

1170000 

388000 

331 ABMs 

L_ 18% der Mittel für aktive 
Arbeitsmarktpolitik 

fast 50% der Mittel 
für aktive 
Arbeitsmarktpolitik 
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Q Zum 1. 1. 1993 ist das Arbeitsförderungsgesetz mit der Ergänzung des 
§ 249 h AFG (Lohnkostenzuschuß Ost) in Kraft getreten. Der § 249 h AhO 
bewirkt eine Verzahnung von Struktur- und Arbeitsmarktpolitik in den neue 
Bundesländern. Für längere Zeit, nämlich drei Jahre wird ein Arbeitsplatz 
einem Unternehmen geschaffen. Der Arbeitgeber erhält damit Planungssi- 
cherheit, während der Arbeitnehmer Arbeitsplatzsicherheit hat. 
Die Inanspruchnahme dieses neuen Instruments der aktiven Arbeitsmarktp0' 
litik ist nicht auf eine bestimmte Anzahl von Geförderten begrenzt, denn d» 
Schaffung weiterer Stellen ist kostenneutral möglich. Im Oktober 1993 ware 
bereits 50.000 Arbeitsplätze gemäß § 249 h AFG eingerichtet, bis Jahresende 
werden es voraussichtlich fast 80.000 Stellen sein. 
0 Durch die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik, d. h. berufliche 
Weiterbildung, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Altersübergangs- und 
Vorruhestandsgeld, wurde der Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslandern 
Oktober 1993 um rund 1,4 Mio. Arbeitsuchende entlastet. 

H Die maximale Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld wurde ab dem 1. 9. 1 
bis zum 30. 12. 1994 von 18 auf 24 Monate verlängert. Damit wird der 
Spielraum des bewährten arbeitsmarktpolitischen Instruments „KurzarPei 
tergeld" voll ausgeschöpft, um der außergewöhnlichen Arbeitsmarktlage 
Rechnung zu tragen. 
Q Zur Förderung von Arbeitsplätzen in den neuen Bundesländern ist ein 
Sonderprogramm zur „Förderung der Einrichtung von Institutionen der 
beruflichen Weiterbildung in den neuen Bundesländern und dem Ostteii 
Berlins" eingeführt worden, in dem 434 Mio. DM zum Aufbau von mode» 
haften Weiterbildungseinrichtungen in den neuen Bundeslandern zur 
Verfügung gestellt werden. 
El Ein Sonderprogramm zur „Förderung der Erprobung neuer Wege in & 
Arbeitsmarktpolitik" wurde eingerichtet, bei dem im Frühjahr 1992 eine 
Neuausrichtung auf Modellprojekte zur Schaffung von Dauerarbeitsplatz 
auf die neuen Bundesländer erfolgt. Bis 1998 stehen jährlich 5 Mio. DM ^ 
Verfügung. 

Arbeitsmarktpolitik hat in der Politik der Bundesregierung einen 
besonderen Stellenwert. Davon profitieren die Bürger in den neuen   .„ 
Ländern, von denen schwierige Anpassungsprozesse verlangt werde* 
besonderer Weise. Für die arbeitslosen Menschenen im Osten wufl» 
durch die Einführung des § 249h in das AFG eine wegweisende 
Entscheidung für den Einsatz produktiver Beschäftigung statt der 
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Zahlung von Arbeitslosengeld oder -hilfe getroffen sowie außerdem 
Akzente durch Sonderprogramme und ABM gesetzt. 

öie SPD behauptet: 
°as Schlechtwettergeld würde gestrichen und dies bedeute Sozialabbau. 

öie SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
^ Sogar die IG Bau Steine Erden hat bereits in ihrem Positionspapier vom 
.V August 1992 erklärt: „Trotz einer auf absehbare Zeit hohen bau wirtschaft- 
lichen Nachfrage leisten wir uns in Deutschland im Gegensatz zu Nachbar- 
aiJdern mit weit schwierigeren Witterungsbedingungen wie zum Beispiel 
chweden den Luxus, die vorhandenen Kapazitäten nur unreichend auszulasten. 
e'bst in milden Wintern wie auch zum Beispiel 1991/92 sinken die Baulei- 
Ungen drastisch ab und steigen Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit im Bauge- 
erbe deutlich an. (...) Ganzjährige Bautätigkeit ist sowohl wirtschaftlich 
^nvoll als auch beschäftigungspolitisch notwendig." 

S. Bereits in der Debatte des Deutschen Bundestages am 19. Mai 1972 zur 
•nterbaunovelle wurde gefordert, verstärkt Bemühungen zur Verwirklichung 
s ganzjährigen Bauens durchzuführen. Hierzu gehören unter anderem die 

JaHemessene Verteilung des Beginns öffentlicher Bauvorhaben aufs ganze 
Qftr sowie winterbaugerechte Baukoordination zwischen Bund, Ländern und 
^nieinden, um damit eine verstärkte Bautätigkeit im Winter zu fördern. 

JjJ Im Rahmen der laufenden Gesetzesberatung wird überlegt, das Schlecht- 
f0 *!ergeld bis 1996 weiter zu gewähren. Dann wären die Tarifparteien aufge- 

ben und in der Lage, Jahresarbeitsverträge abzuschließen. 
tffl    I Von sozialer Not im Baugewerbe kann auch dann keine Rede sein, wenn 

das Schlechtwettergeld abgeschafft wird. 

öie SPD behauptet: 
Ju

ere>ts zur Jahresmitte 1993 waren die Mittel für Sonderprogramme 
a Sünsten der Personengruppen (Langzeitarbeitslose, älterer Arbeitnehmer) 
gegeben." 

le SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
tr^jTUn^esregierung hat das bisherige Sonderprogramm für besonders beein- 

"Ügte Langzeitarbeitslose bis 1998 in das Arbeitsförderungsgesetz 
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übernommen. Damit wird das Sonderprogramm in eine neue reguläre 
Leistung des Gesetzes umgewandelt. Gerade in schwierigen Zeiten mit hoher 
Arbeitslosigkeit und knappen finanziellen Mitteln müssen die Hilfen auf 
Arbeitslose konzentriert werden, die in dem sich verschärfenden Wettbewerb 
um Arbeitsplätze besonders benachteiligt sind. 

Die Bundesregierung setzt einen neuen qualitativen Akzent in der 
Arbeitsmarktpolitik für besonders Benachteiligte. 

Arbeitnehmerpolitik 
Die SPD behauptet: 
„Die Regierung Kohl schwächt die Position der einzelnen Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen." 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
D Die neuen gesetzlichen Kündigungsfristen, die im Oktober 1993 in Kran 
getreten sind, bringen erhebliche Verbesserungen für mehr als 18 Millionen 
Arbeitnehmer, insbesondere in den neuen Bundesländern. Für diese Arbeit- 
nehmer wird die Grundkündigungsfrist von zwei auf vier Wochen verdoppe ' 

H Auch die Kündigungsfristen bei langjähriger Betriebzugehörigkeit werde11 

verlängert. Nach fünfjähriger Betriebszugehörigkeit ist die Kündigungsfrist 
nun doppelt so hoch wie bisher. 
Das Gesetz ist ein wichtiger Meilenstein zur weiteren Gleichstellung von 
Arbeitern und Angestellten und zur Angleichung der arbeitsrechtlichen 
Regelung in den alten und neuen Bundesländern. Es orientiert sich in 
wichtigen Grundelementen an dem von der IG Chemie und der DAG 
abgeschlossenen Manteltarifvertrag für die chemische Industrie in 1993. Zu 

Teil sind im Gesetz sogar längere Fristen vorgesehen als in diesem Tarif- 
vertrag. Dagegen wiegt die Reduzierung der Grundkündigungsfristen für 
Angestellte im Westen gering, zumal viele Kündigungsfristen gesondert in 
Tarifverträgen geregelt sind. 

Die SPD behauptet: 
Der Bundeskanzler müsse endlich sein Wort vom kollektiven Freizeitpark 
zurücknehmen. 



CDU-Dokumentation 37/1993 

Die SPD verschweigt aber den genauen Wortlaut der 
Erklärung des Bundeskanzlers: 
»Mit immer kürzerer Arbeitszeit bei steigenden Lohnkosten und immer mehr 
[Urlaub gerät unsere Wettbewerbsfähigkeit in Gefahr. Wir haben heute im 
üurchschnitt sechs Wochen Urlaub und zwölf Feiertage pro Jahr. Bei der 
Wöchentlichen Arbeitszeit liegen wir gleichzeitig mit durchschnittlich 37,5 
Runden niedriger als alle unsere Konkurrenten. Und dennoch scheint es 
j^chts Wichtigeres zu geben, als darüber nachzudenken, wie wir die Freizeit 
^mer weiter ausbauen. Die Zukunft Deutschlands kann nicht gesichert 
^jrden, wenn wir unser Land als kollektiven Freizeitpark organisieren." 
Helmut Kohl in der Regierungserklärung am 21. Oktober 1993 in Bonn) 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
•jH Wenn es die Deutschen den Japanern in punkto Arbeitseifer gleichtun 
w°Uten, müßten sie nicht nur auf ihren gesamten Jahresurlaub von knapp 31 

Das Jahres- 
Arbeitspensum 

Jaoan 

Schweiz 

irlano 

1912 2080" 1898 

1865 

1817 

Schweaen 1792 

SDanien i 

-ranxreicn 

Tarifliche Jahresaroeitszeit für 
naustriearoeuer 1992 in Stunaen 

Griechenland 

Portugal 

1848 

1800 i >v,,.w„ffi. Luxemburg 

Italien 

Groß- 
ritannien 

Belaien 

1748 

1744 1732 

1691     1667     1722 

Norwegen 

Niederlande 

SSI Stana Novemoer 1992 

DänemarK Österreicn 

Deutscniana one Lanaer 
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Arbeitstagen verzichten, sondern außerdem noch fast an jedem zweiten 
Samstag voll arbeiten, denn den deutschen Industriearbeiter trennen im Jahr 
413 Arbeitsstunden von seinen japanischen Kollegen. 

0 Die Arbeitszeiten für Arbeitnehmer in Deutschland haben sich in den 
letzten Jahren stark verringert. Ursächlich hierfür waren neben der 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit vor allem die Einführung der 5-Tage- 
Woche, die Verlängerung des Jahresurlaubs auf heute durchschnittlich fast 6 
Wochen sowie der Rückgang der Lebensarbeitszeit durch längere Ausbil- 
dungszeiten und vorgezogene Altersrenten. Im Ergebnis weist die Bundesre- 
pubik derzeit weltweit die kürzesten Arbeitszeiten aller Industrieländer auf. 

Viermal Arbeitszeit 
So haben sich seit 1950 die Arbeitszeiten für Arbeitnehmer verändert: 

Der Die Das Das 
Arbeitstag Arbeitswoche Arbeitsjahr Arbeitsleben 

(Leöensaroenszeif) 

•-»cnnenscner Wert: LeoensarOeitsiafire • jafiresarOeitszeit = Lebensaroeitszeil ermittelt aus 
cem aurtnscnnittlicnen Berutsdeginn unrj dem aurctiscrinittlicrien Rentcnoeqinn aes jeweiligen Jalires. MsjjiiS 

O Vieles, an das wir uns in letzter Zeit gewöhnt haben, war noch vor 
wenigen Jahren keinesfalls selbstverständlich. Angesichts der Standortpro- 
bleme und der schwierigen Situation vieler arbeitsloser Menschen ist das 

10 
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starre Festhalten an erworbenen Besitzständen fehl am Platze. Es ist deshalb 
auch von den Sozialdemokraten zu hinterfragen, auf welche Errungen- 
schaften wir im Interesse der Arbeitsplatzsicherheit für viele verzichten 
können. 

Errungenschaften am Arbeitsplatz 
Von je 100 Arbeitnehmern haben 

tarifvertraglichen Anspruch 

Westdeutsche Ostdeutsche 
Weihnacht* 

gold, 
13. Gehalt u.ä 

Vermögens- 
wirksame 
Leistungin 

Wochenerbeitszeit 
unter 40 Stunden 

u u 
Urlaubsgeld 

Sechs Wochen Urlaub 
iodermenr) 

Stand Ende 1992 

SB• Die CDU sorgt für eine gerechte Politik für Arbeitnehmer im Rahmen 
des sozialverträglichen Umbaus des Sozialstaates. 

güik ommen 
Di 
•Di 

*e SPD behauptet: 
le Politik der Union geht zu Lasten der Bezieher geringer Einkommen.' 

11 
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Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
Besserverdienende tragen bereits heute eine erhebliche Last: 

Q Knapp 30 Prozent der Steuerpflichtigen mit einem zu versteuernden 
Einkommen oberhalb von 60.000 DM tragen bereits über 70 Prozent der 
Lohn- und Einkommensteuerlast. 

El Lohn- und Gehaltserhöhungen wirken sich durch die progressive Zusatz- 
belastung vor allem bei den Besserverdienenden netto geringer aus. 

Q Der Höchstsatz der Einkommensteuer greift seit 1958 praktisch unver- 
ändert ab einem Einkommen von heute 130.000/260.000 DM für Ledige bzW- 
Verheiratete. Damals entsprach dies dem 2Ifachen des Durchschnittsein- 
kommens, heute entspricht es dem 2,5fachen. Der Spitzensteuersatz setzt 
folglich immer früher bei den sog. „Besserverdienenden*4 ein. 

Q Bezieher höherer Einkommen sind weiterhin von der Einführung von 
Einkommensgrenzen (Bruttojahreseinkommen 140.000 DM für Verheiratete/ 
110.000 DM für Ledige) beim Kinder- und Erziehungsgeld betroffen. 
Oberhalb dieser Einkommensgrenzen wird das Kindergeld auf den Sockel- 
betrag von 70 DM reduziert. Das Erziehungsgeld wird bereits ab dem 
1. Monat (vorher nach 6 Monaten) einkommensabhängig gewährt. Ferner 
werden beim Kindergeld die Einkünfte des Kindes stärker berücksichtigt. 

0 Ab 1995 ist der dann wiedereingeführte Solidaritätszuschlag, der kleine 
Einkommen (unterhalb ca. 47.000 DM) gänzlich verschont und überwiegen^ 
von denen getragen wird, die bereits heute aufgrund ihrer hohen Einkomme 
hohe Steuern bezahlen, wichtiges Finanzierungsinstrument. 

Die Maßnahmen zielen darauf, Fehlentwicklungen zu beseitigen und 
einen gerechteren Abstand zwischen Beschäftigungsentgelten, Arbeits- 
losenunterstützungen und Sozialhilfe zu erreichen. 

Familienpolitik 
Die SPD behauptet, 
die Interessenvertretung von Kindern und Familien verkümmere durch die 
Bundesregierung zur „Sprechblasenpolitik". 

12 
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*^e SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
J' Die CDU hat den Erziehungsurlaub sowie die Zahlung eines Erziehungs- 

,(ks für bis zu zwei Jahre eingeführt. 

-40 

Bezugsdauer von 
ERZIEHUNGSGELD und 
ERZIEHUNGSURLAUB 
in Monaten 

Jan 86      Jan 89       Jul 89       Jul 90       Jan 92       Jan 93 
Quelle: BMFuS / Grafik: BPA- 

^Uiif 1C ^^ nat °^as Kindergeld mehrfach erhöht. Für Familien mit kleinen 
pr *°nimen wurde zusätzlich ein Kindergeldzuschlag von bis zu 65,— DM 
^ Monat und Kind eingeführt. 

4|0^>e CDU hat die Steuerfreibeträge pro Kind von 406 DM (1982) auf heute 
h| " DM mehr als verzehnfacht. 

^ag       n werden heute bei Krankheit eines Kindes unter 12 Jahren bis zu 20 
^nf ? Von der Arbeit freigestellt. Unter SPD-Verantwortung waren es gerade 

Iage, wenn das Kind nicht älter als 8 Jahre war. 

13 
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Ei Die Situation der Alleinerziehenden hat sich deutlich verbessert. Sie 
erhalten heute einen erweiterten Unterhaltsvorschuß, wenn der Unterhalts- 
pflichtige sich seiner Verantwortung entzieht. 

n Durch die Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechtes im Jahr 1990 
hat die Kinder- und Jugendhilfe nach jahrzehntelanger Diskussion eine neu 
Grundlage erhalten. Dies schafft und erhält positive Lebensbedingungen n^ 
junge Menschen und ihre Familien in einer kinder- und jugendfreundlicher 
Umwelt. 

Q Die CDU hat für Familien, die Wohneigentum erwerben, ein „Baukin- 
dergeld" eingeführt. 

Die CDU hat in ihrer Regierungszeit das System der sozialen 
Sicherung für Familien durch Erziehungsurlaub, Erziehungsgeld, 
Kindergeld, Kindergeldzuschläge und Baukindergeld sowie durch 
Verbesserungen für Alleinerziehende, Eltern kranker Kinder und die 
Anerkennung von Erziehungszeiten im Rentenrecht deutlich erweitert- 

Seniorenpolitik 
Die SPD erweckt den Eindruck, 
sie würde sich der Anliegen der Senioren besonders annehmen. 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
D Die Rentenreform 1992 brachte langfristige Sicherheit für ältere 
Menschen. Sie war das Werk Norbert Blüms und garantiert sichere und 
gerechte Renten für alle Rentnerinnen und Rentner. Die SPD hat sich aus 
gutem Grund dieser Politik nicht verweigert. 

0 Die CDU hat sich der Anliegen der Senioren angenommen, bevor die 
SPD überhaupt merkte, daß ältere Menschen besondere Bedürfnisse uno    . 
Wünsche in der Gesellschaft haben. Die Bundesregierung hat ein Senioren 
nisterium eingerichtet, die CDU eine „Senioren-Union". Der erste Bunde    j, 
tenbericht steht kurz vor der Vollendung, damit ältere Bürger zukünftig g 
unterstützt und gefördert werden können. ^ 

Q Dem Stellenwert der älteren Menschen in unserer Gesellschaft wird du 
den zum 1. Januar 1992 neugeschaffenen Bundesaltenplan Rechnung 
getragen. Für die Senioren wurde damit eine vergleichbare Förderung 
gestartet, wie sie für die jungen Menschen durch den Bundesjugendplan 
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<> hon seit 1950 Tradition ist. Mit finanziellen Hilfen werden Aktivitäten der 
^iorenarbeit finanziert, die den vielfältigen Bedürfnissen der älteren 

enschen entsprechen. Sie dienen der Förderung der Selbständigkeit und 
^ sellschaftlichen Beteiligung älterer Menschen sowie der Unterstützung 
<, *s- und pflegebedürftiger Senioren und dem Aufbau einer internationalen 
^niorenpolitik. 

S* Beispielhaft für die Unterstützung der Aktivitäten von Senioren ist die 
irichtung von Seniorenbüros, die derzeit im Rahmen eines Modellversuches 

Tj1"?1 ^e Bundesregierung gefördert werden. In den Seniorenbüros ist ein 
b ppunkt für ältere Menschen geschaffen worden, der es ihnen ermöglicht, 
.   Ehrungen mit der neuen sozialen Lage auszutauschen und mit anderen 
vjt

e.nscnen in Kontakt zu treten. Hier soll gezielt zur Aufnahme von Eigenakti- 
j, aten und zum Aufbau von Selbsthilfegruppen angeregt werden. Das 

Qnzept der Seniorenbüros knüpft an die bisherige betriebliche Altenbe- 
^Uung an. 

dJJ^fr dem Betreuungsgesetz hat die CDU die Entmündigung abgeschafft, 
^t den Wünschen der Betreuten immer Rechnung getragen werden kann. 

In der Seniorenpolitik kann die SPD von der CDU noch viel lernen. 

ifentenpolitik 
Ö'e SPD behauptet: 
'toch    °^e Mitwirkung der SPD bei der Rentenreform 1992 wären die Frauen 

h Weiter durch die Regierung Kohl in der Rente benachteiligt worden." 

*e SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
lisch    01c.t0Der 1982 waren die Rentenfinanzen durch die Sozialdemokra- 
tie/16. Politik zerrüttet, die Rentenkassen standen kurz vor der Zahlungsunfä- 
t©f e,t- Es war die CDU, die die Rentenkassen zunächst saniert und dann 
^°rmiert hat. 

t«chtk ^er Einführung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten im Renten- 
s°*ial      ^e CDU-geführte Bundesregierung einen wichtigen Beitrag zur 
WUß en Sicherung der Frauen geleistet, was nur durch die verantwortungsbe- 
Rincje Und solide Politik der Regierung Helmut Kohl möglich war. Diese 
fent ererziehungszeiten können sowohl anspruchsbegründend als auch 

^steigernd wirken. 
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El Die Rentenreform 1992 hat zusätzlich zu einer deutlichen Verbesserung 
der Renten für Frauen geführt, rund 80 Prozent der Frauen wurden durch oi 
Rentenreform begünstigt. Ihre Rente hat sich allein durch die Reform im 
Durchschnitt um 5,4 Prozent erhöht. Besonders begünstigt sind Frauen mit 
Kindern. Für sie wirkt sich die Rentensteigerung bei einem Kind zu 5,5 
Prozent, bei zwei Kindern um 7,4 Prozent und bei drei und mehr Kindern u 

8,6 Prozent aus. Hierbei ist die Ausdehnung der Kindererziehungszeiten tu» 
Geburten nach 1992 noch nicht berücksichtigt. 

El Seit dem 1. Oktober 1990 werden auch alle Mütter der Jahrgänge vor 1° 
durch die Anerkennung von Kindererziehungszeiten begünstigt. 

O Seit 1992 wird die Pflege eines Pflegebedürftigen im Rentenrecht berück- 
sichtigt, was gerade für die Frauen, die häufig die Hauptlast der Pflege in 
häuslicher Umgebung tragen, eine deutliche Verbesserung ist. 

0 Die Höherbewertung der ersten Pflichtversicherungsjahre begünstigt gefa 

Frauen ohne geschlossene Versicherungsbiographie. Die SPD verschweigt 

Renten-Fortschritt in Deutschland 
Monatliche 30.6.1990  1.7.90   1.1.91    1.7.91   1.1.92    1.7.92 
Eckrente* in DM 

75] Ost-Rente In % 3 29 bis 
-^ der West-Rente jj 37% Rente eines Durchschnittsverdieners nach 45 Versicncrungsg. 
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j,ü(;h, daß mit der Rentenreform 1992 Frauen, denen Beiträge aus Anlaß der 
6lrat erstattet worden sind, freiwillige Beiträge zu sehr günstigen Bedin- 

gungen für diese Zeiten nachentrichten können. Ausdrücklich wurde auf die 
^ früheren Recht enthaltenen Einschränkungen verzichtet. 

fesa Die Rentenpolitik der Regierung Helmut Kohl ist frauen- und familien- 
freundlich. Die Rentensituation für Frauen hat sich seit der Regie- 
rungsübernahme 1982 entscheidend verbessert. Das war das Werk 
Norbert Blüms. Die SPD tat damals gut daran, bei der Rentenreform 
mitzumachen. 

^grar-Sozialreform 
öie SPD behauptet: 
Ji*? ^erzicht auf die Agrar-Sozialreform ist notwendig, da sie nicht finan- 

er°arist!" 

*e SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
9* ßie SPD redet zur sozialen Sicherung der Landwirte mit gespaltener 
He\?e" *n emem Grußwort an den Deutschen Landfrauentag 1993 sagte 
enrir6 Simonis, Ministerpräsidentin in Schleswig-Holstein: „Wir brauchen 
HjS   h e^ne eigenständige soziale Sicherung der Bäuerinnen. (...) Die 
fc*°rm der Agrar-Sozialreform verträgt keinen Aufschub mehr." 

t? Öie Agrar-Sozialreform ist unabdingbar, da bei fortschreitendem Struk- 
(?a

w?ndel in der Landwirtschaft die Alterssicherung der Landwirte und ihrer 
Sj ^Hen dauerhaft gesichert werden muß. Die Mittel dazu sind vorhanden; 
er^

werden durch Umschichtungen und Einsparungen im Agrarhaushalt 
de 

r^cht. Die Reform beinhaltet vor allem die eigenständige soziale Sicherung 
^ ßäuerinnen. 

J* Die CDU ist ein Garant für die Interessen der hart arbeitenden Landwirte 
v0j? l^rer Familien. Es zeigt sich, daß die Bauern nichts, aber auch gar nichts 
Hn ^r SPD zu erwarten haben. Der Vorschlag der SPD-Finanzpolitiker ist 

°2ial und im höchsten Maße unverständlich. 

^a Schlimm ist, daß die Sozialdemokraten in unzulässiger Weise die 
bäuerlichen Familien verunsichern. Die Agrar-Sozialreform ist 
unabdingbar und finanzierbar. Die CDU ist ein verläßlicher Partner 
der Landwirte. 
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Gesundheitspolitik 
Die SPD kritisiert 
das 1989 eingeführte Gesundheitsreformgesetz. 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
Die Reform der gesetzlichen Krankenversicherung war unumgänglich: Die 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung waren im Laufe der Zeit u 
ein mehrfaches stärker gestiegen als die Löhne, die den Beiträgen zugrunde 
lagen. In der Zeit von I960 bis 1987 stand einem Ausgabenanstieg um 1.3W 
Prozent eine Lohn- und Gehaltssteigerung von 524 Prozent gegenüber. D>e 
Beitragssätze wären auf 14 Prozentpunkte und höher gestiegen. Um die ^ 
gesetzliche Krankenversicherung auf Dauer funktionsfähig und leistungsst3 

zu erhalten, war die Reform unausweichlich. 

Ohne das Gesundheitsreformgesetz wäre es nicht möglich gewesen,, <j* 
Anstieg der Krankenversicherungsbeiträge in den Jahren 1989 bis 1" 
zu stoppen und die Beiträge auf 12,2 Prozent im Jahre 1991 zu senke 
was eine Minderbelastung der Beitragszahler für die Jahre 1989 bis 
1991 von mehr als 30 Milliarden DM bedeutete. Die SPD hatte 
seinerzeit für das Verschieben der Reform plädiert. Die Belastung <»e 

Beitragszahler wäre also weitergegangen. 

Die SPD erweckt den Eindruck, 
als ob das 1992 verabschiedete Gesundheitsstrukturgesetz maßgeblich ihr z 
verdanken sei. 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
Die Bundesregierung hat ein in sich schlüssiges und ökonomisch richtiges 
Konzept vorgelegt, das zunächst von der SPD massiv bekämpft wurde. 
• Die SPD bezeichnete die geplanten Belastungen der Leistungserbringe' 

„Luftbuchung", 
• sie informierte falsch über geplante Zuzahlungsregelungen, 

• sie verschwieg die sozialen Härtefallklauseln, 

18 



CDU-Dokumentation 37/1993 

* sie versprach dagegen ihrerseits eine Vollversorgung vom Heftpflaster bis 
zur schwersten Operation, ohne darzulegen, wie dies finanziert werden 
sollte. 

^st auf einer Klausurtagung Anfang Oktober 1992 in Lahnstein konnte die 
pionsgeführte Bundesregierung die SPD auf den richtigen Kurs bringen und 

ein über die Parteigrenzen hinweg tragfähiger Konsens erreicht werden. 
j^mit war es gelungen, vier große Parteien einschließlich der SPD(!) und 16 
öUndesländer, davon 8 SPD-regierte(l) in ein Boot zu bringen und ein derart 
Schwieriges Maßnahmenpaket optimal zu beschließen. 

Ssis Die CDU hat das Gesundheitswesen vor dem Kollaps bewahrt. Wir 
garantieren auch in Zukunft gute medizinische Leistungen zu bezahl- 
baren Beiträgen für alle Bürger. Alle können sich auf unser Gesund- 
heitssystem verlassen. 

bie SPD behauptet, 
j 83 seien bei der Inanspruchnahme von medizinischen Leistungen Zuzah- 
len eingeführt worden. 

^ie SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
[r^se Maßnahmen traten zwar zu Beginn der Regierungszeit von Helmut 
!j °hl in Kraft. Die SPD hatte jedoch bereits während ihrer Regierungszeit in 
. eifi Gesetzentwurf zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften Zuzahlungen 
^schlossen. Der Regierung Helmut Kohl war es zu verdanken, daß dieser 

esetzentwurf in wesentlichen Punkten verbessert wurde: 
die Zuzahlungspflicht bei Krankenhausaufenthalten gilt nicht für Kinder 
unter 18 Jahren und war auf 14 Tage im Kalenderjahr beschränkt, 

die Zuzahlung bei Kuren wurde dahingehend modifiziert, daß ebenfalls 
Binder unter 18 Jahren ausgenommen waren, außerdem wurden Härtefall- 
regelungen eingeführt. 

j^e SPD behauptet, 
jj *p seien Einmalzahlungen des Arbeitgebers (Weihnachtsgeld, zusätzliches 

r[aubsgeld) stärker in die Beitragspflicht einbezogen worden. 
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Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
Einmalige Entgeltzahlungen des Arbeitgebers waren auch schon bisher 
beitragspflichtig in der Sozialversicherung, allerdings war es durch geschickt 
Wahl des Zahlungszeitpunktes möglich, die Versicherungsbeiträge in voller 
Höhe zu vermeiden, wenn Einkommen und Sonderzahlungen die monatlich6 

Bemessungsgrenze überstiegen. Das hat diejenigen benachteiligt, die ein 
geringeres Einkommen haben. 

Die neu eingeführten Regelungen schafften mehr Gerechtigkeit für 
alle, Zuzahlungsregelungen sind sozial verträglich und verhindern 
Verschwendung. Die Beitragspflichten können nicht mehr durch die 
Wahl von Zahlungsterminen manipuliert werden. 

Wohnungspolitik 

Die SPD behauptet: 
„Es besteht eine Unterversorgung mit Wohnungen in Höhe von 2,5 bis 
3 Millionen." 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
D Der Wohnungsbau boomt mit zweistelligen Zuwachsraten: 1992 sind 
375.000 Wohnungen fertiggestellt worden (Verdoppelung gegenüber 1989), 
in diesem Jahr werden es über 400.000, im nächsten Jahr rund 500.000 
Wohnungen sein. 

O Durch die erfolgreiche Wirtschaftspolitik der Bundesregierung sind die 
Hypothekenzinsen auf einem historischen Tiefstand. Einen anhaltenden 
Aufschwung im Wohnungsbau versprechen außerdem das neue Wohnbau- 
landgesetz, verbesserte Förderbedingungen sowie die Lösung der Altschul- 
denfrage in den neuen Bundesländern. In den neuen Bundesländern wird ^J 
Anstieg der Investitionen beim Wohnungsbau von gegenwärtig 13 Mrd. D• 
auf etwa 30 Mrd. DM erwartet. 

B Für den Haushalt des Bauministeriums ist 1994 ein Anstieg um 
32,3 Prozent auf 10,6 Mrd. DM gegenüber 1993 vorgesehen. 

Q Die derzeit Wohnungssuchenden sind nicht alle wohnungslos, da sie    ^ 
häufig größere oder kleinere Wohnungen suchen oder den Wohnort wechsß 
wollen. Hinzu kommt der Trend zu Single-Haushalten und verstärkt auch 
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Hochkonjunktur im Wohnungsbau 
Anzahl der Wohnungen in Westdeutschland in 1 000 

Baugenehmigungen       &,        k Baufertigstellungen 

1982 '83 '84 '85 '86 '87 WJjl^91 1992     1982 '83 '84 '85 '86 '87 '88 '89 '90 '91 1992 

.Urch die Suche immer jüngerer Menschen nach Wohnungen, um einen 
§enen Hausstand zu gründen. 

S. ^ie SPD-regierten Länder und Kommunen müssen dem Beispiel Baden- 
^ ürttembergs und Bayerns folgen und Baugenehmigungsvereinfachungen 
Schließen. So sollten z. B. Ein- und Zweifamilienhäuser von der Genehmi- 

8Ungspfiicht befreit werden. 

^3a Deutschland nimmt einen internationalen Spitzenplatz in der 
Wohnraumversorgung ein. 

bi ̂  SPD behauptet: 
Wh ^Unc*esregierung verursacht den Niedergang des sozialen 
*u ."nungsbaus. Der Bund hat sich 1986 aus dem sozialen Mietwohnungsbau 
b^^gezogen und stellt Mittel nur noch für Maßnahmen zur Eigentums- 

lng im sozialen Wohnungsbau zur Verfügung." 
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Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
D Die Förderung des privaten Wohnungsbaus ist effektiver als der soziale 
Wohnungsbau. Ein Beleg hierfür ist die hohe Zahl fehlbelegter Sozialwoh- 
nungen, wodurch die eigentlich Bedürftigen nicht von der staatlichen 
Förderung profitieren. Eine Förderung der Geringverdiener über Wohngeld 
ist hingegen genauer. Außerdem ist die Wohnbauförderung Sache der Lände > 
der Bund darf nur Beihilfe leisten. Auch die SPD-regierten Länder haben in 
den 80er Jahren die Förderung des sozialen Wohnungsbaus massiv gekürzt- 
Darüber hinaus haben sie die Bundesregierung 1985 aufgefordert, die 
Förderung wegen mangelnden Bedarfs einzustellen. 

H Die Bundesregierung hat ihr finanzielles Engagement von 450 Mio. DM 
1988 auf 3,95 Mrd. DM 1993 ausgeweitet, weil wir insbesondere für alten; 
und krankengerechte Wohnungen auf den sozialen Wohnungsbau angewies 
sind. 

Sozialer Wohnungsbau 
Finanzhilfen des Bundes an die Länder in Millionen DM 

(gerundet) -      r.      n       r_ 

1991     92 
Quelle: BM Bau. 

Bay«"1 

Baden-Württemberg 

Niedersachten   Sachsen  I 930515 ifffltffi 
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I^Sj Im Wohnungsbau herrscht Hochkonjunktur, da mit den milliarden- 
schweren staatlichen Förderprogrammen die gestiegene Nachfrage nach 
Wohnraum befriedigt werden soll. 

JAföG 
öie SPD behauptet: 
vj*2 wurde die Förderung bedürftiger Studenten und Studentinnen ab dem 
^tersemester 1983/84 auf Volldarlehen umgestellt. 

^e SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
J* Mit der 12. und 13. BAföG-Novelle im Jahre 1990 erhöhte sich die Quote 
K1" geförderten Studenten in den alten Bundesländern um rund 25 Prozent. 

amit konnte der langjährige Trend zur Abnahme der Quote der Geförderten 
l^gekehrt werden. In den neuen Bundesländern erhalten gemäß der 
, • Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes sogar mehr als 88 Prozent 
k/ Studierenden BAföG-Leistungen. Im Ergebnis bedeutet dies, daß die 
a/;

toG-Förderung heute deutlich mehr Studierende des Mittelstandes erfaßt 
jj   '988. Damit ist das Ziel der Bundesregierung erreicht worden, die Ausbil- 
ruj^sförderung auf die Familien in mittleren Einkommensbereichen auszu- 
^nnen. n 
Jj '990 wurde die Studienabschlußförderung eingeführt. Damit wird 
h*n/"nerir die Möglichkeit geboten, bis zu 12 Monate über die Förderungs- 
üj ^stdauer hinaus Geldleistungen gemäß dem BAföG zu bekommen, wenn 
Ah      me'dung zur Abschlußprüfung erfolgt ist. Diese Förderung in der 
Schlußphase des Studiums ist besonders wichtig, da sie für viele die 
b^ erung der finanziellen Grundlage am Ende des Studiums bedeutet. 

J* iJie Bundesregierung fördert mit flankierenden Maßnahmen in den 
60Q »n.1990 bis 1994 den Bau von ca- 40-000 Studentenwohnheimplätzen mit 
Ja. ^io. DM. In den neuen Bundesländern werden darüber hinaus in den 
ChCn 1993 bis 1997 zusätzlich 250 Mio. DM für den Bau von Studenten- 
\ftnraum zur Verfügung gestellt. Bereits in den Jahren 1991 und 1992 
^oh en ^° M'°" ^M ^ur d'e Sanierung und Modernisierung studentischen 
^J^raums in den neuen Bundesländern bereitgestellt. 
k^ffl Die Bundesregierung gewährleistet durch BAföG-Leistungen die 

materielle Grundlage für ein geregeltes Studium auch der finanziell 
weniger gut ausgestatteten Studenten. 
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Aufbau Neue Länder 
Die SPD behauptet: 
„Die CDU hat die Wiedervereinigung und deren Konsequenzen nicht richtig 
eingeschätzt." 

Die SPD verschweigt aber folgende Fakten: 
Die Wirtschaft der neuen Bundesländer befindet sich im Vergleich zu den 
alten Bundesländern auf dem Stand von 1965. Dies wird durch eine UntersU' 
chung des Instituts der Deutschen Wirtschaft Ende 1992 belegt. Der nachfo'' 
genden Abbildung ist zu entnehmen, daß sich in der Bundesrepublik seit \?°. 
erhebliche Umsetzungen bei den Beschäftigten vollzogen haben. Im Vergib 
zur Bundesrepublik hat die ehemalige DDR einen Rückstand von 25 Jahren 
und muß in relativ kurzer Zeit einen Prozeß durchlaufen, der sich in den 
westlichen Marktwirtschaften in Jahrzehnten vollzog. 
Nach Angaben des Instituts der Deutschen Wirtschaft werden allein von   . 
diesem Strukturwandel ca. 1,4 Millionen Beschäftigte betroffen sein. Dies is 

nicht nur eine Herausforderung für die Wirtschafts-, sondern auch für die 
Arbeitsmarktpolitik. Als Illustration können einige Zahlen aus der Zeit nac 
1948 gelten: Die Bundesrepublik erreichte Ende der 50er Jahre die Vollbe- 
schäftigung. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden 6,5 Mio. Arbeitsplätze 
geschaffen, gleichzeitig gingen aber 50 Prozent der Arbeitsplätze von 1948 
verloren. 

Die Situation in den neuen Bundesländern ist eine Folge der sozial^ 
sehen Mißwirtschaft, die eine weitgehende Neuordnung des 
Wirtschafts- und Sozialsystems notwendig macht. Die Konsequenzen 
hier im voraus richtig einzuschätzen, war wegen fehlender Infornia- 
tionen und der Einmaligkeit des Ereignisses nicht möglich. Die CV1 

begegnet den außergewöhnlichen Anforderungen des wirtschaftlichen 

und gesellschaftlichen Umbruchs mit den vielfältigsten Maßnahmen* 
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